
Treffpunkt 
Mi., 1. Sept. 2021, 16:30 h am Obelisken (Treppenstraße)  
Programmablauf: 
Begrüßung 
DGB Kreisverband Kassel (Jenny Huschke, Vorsitzende des DGB Kreisverbandes Kassel),
Fridays for Future (angefragt), 
Kasseler Kirchen (Pfr. Stefan Nadolny, Evang. Kirche/Hoffnungskirchengemeinde und 
Pfr. i.R. Ewald Biedenbach, Kath. Kirche),
anschließend gemeinsame Demonstration durch die Innenstadt.
Ab 17:30 Uhr Kundgebung am Friedrichsplatz
Kasseler Friedensforum (Birgit Malzahn) 
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (Simon Aulepp)
Kulturelles Programm durch den Chor provocale

Entsprechend der Regelungen zum Schutz vor Ansteckung werden alle Teilnehmenden auf das Tragen 
einer Mund-Nasen-Bedeckung und die notwendigen Abstandsregeln hingewiesen. 

 

1939 - 1. September - 2021 
Antikriegstag in Kassel

In diesem Jahr erinnern wir an den 80. Jahrestag des deutschen Überfalls auf die Sowjetuni-
on, den Beginn des „Vernichtungskrieges“. Unsere Mahnung vor Militarisierung und Kriegen 
ist aber nicht nur an „runden Jubiläen“ nötig, sondern eine dauernde Verpflichtung in dieser 
Stadt. Aufrüstung und Waffenproduktion haben hier beginnend mit der faschistischen Kriegs-
politik und der verheerenden Bombennacht im Oktober 1943, der Wiederaufnahme der Pan-
zerproduktion in den 1950er Jahren, aber auch der Rüstungskonversion nach der Schließung 
der Kasernen immer eine Rolle gespielt.   
Gleichzeitig wollen wir - im Vorfeld der anstehenden Bundestagswahl - auf die Probleme hin-
weisen, die einer friedlichen Entwicklung in der Welt entgegenstehen. Hunger, soziales Elend, 
Kriege und die Folgen des menschengemachten Klimawandels veranlassen Menschen in vielen 
Ländern, sich auf den Weg in eine vermeintlich bessere Zukunft nach Europa zu machen. 
Die Forderungen der Friedensbewegung an die kommende Bundesregierung sind einfach:
Abrüstung statt Aufrüstung, Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen statt Umweltzerstörung 
und Krieg, Schluss mit allen Auslandseinsätzen der Bundeswehr . 

ViSdPr: Dr. Ulrich Schneider, Kirchditmolder Str. 11, 34131 Kassel



Erklärung des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
zum Antikriegstag am 1. September 2021

WEICHEN FÜR EINE SICHERE UND 
FRIEDLICHE ZUKUNFT STELLEN! 
ABRÜSTUNG UND ENTSPANNUNG WÄHLEN!

Für uns Gewerkschaften ist der Antikriegstag ein be-
sonderer Tag der Mahnung: Nie wieder Krieg!  
Nie wieder Faschismus! Er ist für uns ein Tag des 
Erinnerns daran, dass Deutschland angesichts der 
Menschheitsverbrechen der Nazis besondere Ver-
antwortung für den Frieden trägt. Für uns steht fest: 
Wenn wir künftig friedlich und sicher zusammenleben  
wollen, brauchen wir eine Politik, die auf Abrüstung 
und Entspannung setzt, statt auf Aufrüstung und Ab- 
schreckung. Und wir brauchen eine Bundesregierung, 
die sich dafür mit aller Entschlossenheit einsetzt. Die 
Weichen dafür werden bei der Bundestagswahl gestellt! 

Die Bilanz der aktuellen Bundesregierung ist er- 
nüchternd. Deutschland steht auf dem siebten Platz der 
Länder mit den größten Rüstungsausgaben. Unter den 
Top-Ten-Staaten weist der deutsche Verteidigungshaus-
halt mit einem Plus von über fünf Prozent die größten Zu-
wachsraten auf. Für das laufende Jahr liegt er bei knapp 
47 Milliarden Euro. Und wenn es nach der scheidenden 
Bundeskanzlerin ginge, sollte Deutschland bis 2030 die 
NATO-Zielvorgabe erfüllen und zwei Prozent des BIP für 
Verteidigung ausgeben. Dies entspräche einer weiteren 
Erhöhung des Wehretats um mehr als 20 Mrd. Euro.   

Wider aller Vernunft stellt sich die deutsche Politik so in 
den Dienst einer verhängnisvollen Logik von Aufrüstung 
und Abschreckung – eine Logik, die inzwischen wieder 
das Weltgeschehen prägt. Das internationale Wett-    
rüsten hat unfassbare Ausmaße erreicht. Weltweit    
wurden im letzten Jahr 1.644 Milliarden Euro ausgege-
ben. Alle neun Atommächte stecken Unsummen in die 
Modernisierung ihrer nuklearen Waffenarsenale. Gleich-
zeitig ist der kürzlich verlängerte russisch-amerikanische 
„New Start“-Vertrag das letzte verbliebene Rüstungs-
kontrollregime für Atomwaffen. Auch deshalb fordern 
wir von der nächsten Bundesregierung, dass sie die deut-
sche Verweigerungshaltung aufgibt und endlich den UN-
Vertrag über das Verbot von Atomwaffen unterzeichnet. 

Die Hoffnung, dass der Fall des Eisernen Vorhangs in 
eine stabile globale Friedensordnung und ein Zeit-
alter der multilateralen Kooperation münden würde, 
hat sich nicht erfüllt. Im Gegenteil: Die internationalen 
Beziehungen sind hochgradig fragil und zunehmend 

durch die Großmachtansprüche im Kräftedreieck USA, 
China und Russland geprägt. Mit der neuen „NATO 
2030“-Strategie soll der Weg weg von einem Vertei-
digungsbündnis hin zu einer Interventionsallianz für 
Militäreinsätze außerhalb des Bündnisgebiets berei-
tet werden. Durch eine Stärkung der nuklearen Ab- 
schreckung und durch Pläne für eine stärkere militärische 
Präsenz im indopazifischen Raum setzt die NATO ge-
zielt auf Konfrontation gegenüber Russland und China.  

Es ist höchste Zeit, das Ruder herum zu reißen! Wir 
benötigen die Rüstungs-Milliarden dringend für an-
dere Zwecke. Im Zuge der Corona-Krise haben sich 
die sozialen Ungleichheiten und die Verteilungs- 
konflikte in unserem Land und weltweit verschärft. 
Auch jenseits der Auswirkungen der Pandemie zeigt 
sich, wie sehr wir auf einen starken und solidarischen 
Sozialstaat angewiesen sind, der über solide Finan- 
zierungsgrundlagen verfügt. So muss etwa der steuer-
finanzierte Bundeszuschuss zur gesetzlichen Rente  
steigen, wenn die Folgen einer immer älter werdenden 
Bevölkerung nicht einseitig den Rentenversicherten.
aufgebürdet werden sollen. Gleichzeitig leben wir, 
getrieben durch den Klimawandel und durch rasante  
Fortschritte bei der Entwicklung und dem Einsatz  
digitaler Technologien, in einer Zeit gewaltiger Um- 
brüche. Eine sozial gerechte, ökologisch nachhaltige und  
wirtschaftlich vernünftige Gestaltung der damit ver- 
bundenen Transformation unserer Gesellschaft wird uns 
nur mit Hilfe massiver Zukunftsinvestitionen gelingen. 

Deshalb nehmen wir Gewerkschaften die nächste 
Bundesregierung in die Pflicht: Wir erwarten von  
allen an der Regierung beteiligten Parteien, dass sie klar 
Position beziehen – für Abrüstung und Entspannung.  

Um für die Bundestagswahl ein deutliches Zeichen 
zu setzen, führen wir am Antikriegstag im Rahmen 
des Friedensbündnisses „Abrüsten statt Aufrüsten“ 
zahlreiche Aktionen durch. Beteiligt Euch! Was wir  
wollen, ist eine neue Politik der gemeinsamen Sicherheit. 

  
„Abrüstung und Entspannung wählen!“ 
Darum geht es! 

Verantwortlich: DGB-Bundesvorstand, Henriette-Herz-Platz 2, 10178 Berlin, Konrad Klingenburg, Abt. Vorsitzender / Thomas Fischer, Abt. Grundsatzangelegenheiten


